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Text 

Eigenkapital 

§ 229. (1) Das Nennkapital ist auf der Passivseite mit dem Betrag der übernommenen Einlagen 
anzusetzen. Die nicht eingeforderten ausstehenden Einlagen sind von diesem Posten offen abzusetzen. 
Der eingeforderte, aber noch nicht eingezahlte Betrag ist unter den Forderungen gesondert auszuweisen 
und entsprechend zu bezeichnen. Werden Aktien zur Einziehung gemäß § 65 Abs. 1 Z 6 oder 8 AktG 
erworben, so kann der Nennbetrag oder, falls ein solcher nicht vorhanden ist, der rechnerische Wert 
dieser Aktien in der Vorspalte offen von dem Posten Nennkapital abgesetzt werden. Dies gilt auch dann, 
wenn der Erwerb nicht zur Einziehung erfolgt ist, aber in dem Beschluß über den Rückkauf die spätere 
Veräußerung von einem Beschluß der Hauptversammlung abhängig gemacht worden ist. Im Fall der 
Absetzung des Nennbetrags oder des rechnerischen Wertes vom Nennkapital ist der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem Nennbetrag oder dem rechnerischen Wert dieser Aktien und ihren Anschaffungskosten mit 
den nicht gebundenen Kapitalrücklagen und den freien Gewinnrücklagen (§ 224 Abs. 3 A. II Z 2 und III 
Z 3) zu verrechnen. 

§ 192 Abs. 5 AktG ist anzuwenden. 

(2) Als Kapitalrücklage sind auszuweisen: 

 1. der Betrag, der bei der ersten oder einer späteren Ausgabe von Anteilen für einen höheren Betrag 
als den Nennbetrag oder den dem anteiligen Betrag des Grundkapitals entsprechenden Betrag 
über diesen hinaus erzielt wird; 

 2. der Betrag, der bei der Ausgabe von Schuldverschreibungen für Wandlungsrechte und 
Optionsrechte zum Erwerb von Anteilen erzielt wird; 

 3. der Betrag von Zuzahlungen, die Gesellschafter gegen Gewährung eines Vorzugs für ihre Anteile 
leisten; 

 4. die Beträge, die bei der Kapitalherabsetzung gemäß den §§ 185, 192 Abs. 5 AktG und § 59 
GmbHG zu binden sind; 

 5. der Betrag von sonstigen Zuzahlungen, die durch gesellschaftsrechtliche Verbindungen veranlaßt 
sind. 

(3) Als Gewinnrücklagen dürfen nur Beträge ausgewiesen werden, die im Geschäftsjahr oder in 
einem früheren Geschäftsjahr aus dem Jahresüberschuß nach Berücksichtigung der Veränderung 
unversteuerter Rücklagen gebildet worden sind. 

(4) Aktiengesellschaften und große Gesellschaften mit beschränkter Haftung (§ 221 Abs. 3) haben 
gebundene Rücklagen auszuweisen, die aus der gebundenen Kapitalrücklage und der gesetzlichen 
Rücklage bestehen. 
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(5) In die gebundene Kapitalrücklage sind die in Abs. 2 Z 1 bis 4 genannten Beträge einzustellen. 
Der Gesamtbetrag der gebundenen Teile der Kapitalrücklage ist in dieser gesondert auszuweisen. 

(6) In die gesetzliche Rücklage ist ein Betrag einzustellen, der mindestens dem zwanzigsten Teil des 
um einen Verlustvortrag geminderten Jahresüberschusses nach Berücksichtigung der Veränderung 
unversteuerter Rücklagen entspricht, bis der Betrag der gebundenen Rücklagen insgesamt den zehnten 
oder den in der Satzung bestimmten höheren Teil des Nennkapitals erreicht hat. 

(7) Die gebundenen Rücklagen dürfen nur zum Ausgleich eines ansonsten auszuweisenden 
Bilanzverlustes aufgelöst werden. Der Verwendung der gesetzlichen Rücklage steht nicht entgegen, dass 
freie, zum Ausgleich von Wertminderungen und zur Deckung von sonstigen Verlusten bestimmte 
Rücklagen vorhanden sind. 


